
Dort unterhielten wir uns
mit ZVSHK-Vorstands-
mitglied Dieter Lack-

mann, Andreas Müller, Ge-
schäftsführer Technik im ZV,
und Udo Wirges, ZV-Referent

für Technologietransfer, Ener-
gie- und Umwelttechnik. Zur
Vorgeschichte: Das Kyoto-Pro-
tokoll mit seinem erklärten Wil-
len zur globalen CO2-Reduk-
tion wird von vielen als Bürde
angesehen. Es mehren sich die
Zeichen, dass sich mittelfristig
Entscheidendes ändern könnte.
Anlass liefern zwei aktuelle Ent-
wicklungen, die von Brüssel
ausgehen: Zum einen ist es die
EU-Energieeffizienz-Richtlinie.
Als wichtige Merkmale sind hier
die Energieberatung, der Ge-
bäudeenergiepass und die In-
spektion von Heizungs- und Kli-
maanlagen zu nennen. Zum an-
deren ist es ein Entwurf für eine
EU-Richtlinie, die sich mit der
Erbringung von Energie-Dienst-

leistungen befasst. Parallel hier-
zu wurde die Dena (Deutsche
Energieagentur) von Seiten der
Bundesregierung beauftragt,
das Pilotprojekt „Energie-Con-
tracting in Bundesliegenschaf-

ten“ zu starten. Beide Richtlini-
en sollen Anfang 2006 spruch-
reif sein. 

Neugestaltung der 
Energieberatung

Welche Wege tauglich sind, um
an das Einsparpotenzial von
Wärme und Strom im Gebäu-
debestand zu kommen, darüber
haben die Gelehrten in Wissen-
schaft, Wirtschaft und Politik zu
streiten begonnen. Die Hirsch-
berg-Studie (siehe Kasten
„Zahlen + Fakten“) fordert zur
Umsetzung notwendiger Maß-
nahmen neben der energeti-
schen Bilanzierung (Gebäude-
energiepass) einen verbindli-
chen Wirtschaftlichkeitsnach-

weis. Die wesentlichen Eckda-
ten zur Beurteilung, ob eine
Maßnahme wirtschaftlich ist,
sind die Investitionskosten, die
Betriebskosteneinsparung, die
Zinsen, die Preissteigerung und
der Betrachtungszeitraum.
Um diese Beurteilungskriterien
einheitlich festzuschreiben und
dem Kreis der Energieberater an
die Hand geben zu können, lau-
fen derzeit unter dem Dach der
Dena die Vorarbeiten für einen
bundeseinheitlichen Energie-
pass, der Ende 2005 fertigge-
stellt sein soll. Danach ist für die
Umsetzung bzw. die Rekrutie-
rung von qualifiziertem Perso-
nal aus selbstständigen Unter-
nehmen ein Zeitrahmen von
maximal drei Jahren ins Auge
gefasst.
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Der qualifizierte Hand-
werker soll beraten

In den vergangenen Jahren
wurden vor allem Architekten
und Ingenieure als kompetent
für die Vor-Ort-Energiebera-
tung angesehen und genossen
hier Kraft ihrer Ausbildung Vor-
teile bei der Vergabe von Ener-
gieberatungsaufträgen. Auf-
grund der Weiterentwicklung
der energiesparrechtlichen Vor-
schriften wird jetzt seitens der
am Bau beteiligten Handwerks-
verbände erwartet, dass sich der
Teilnehmerkreis der Energiebe-
rater für entsprechend qualifi-
zierte Fachhandwerker öffnet.
Andreas Müller, Geschäftsfüh-
rer Technik im ZVSHK, macht
sich bei der Umsetzung energie-
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Zahlen + Fakten

Der Gebäudebestand in Deutschland wird zu etwa 75 %
als sanierungs- und modernisierungsbedürftig bewertet
� Modernisierungen könnten beim Wärmeverbrauch etwa
30 %, beim Stromverbrauch durchschnittlich 15 % an Ein-
sparungen bringen
� Das Energieeinsparpotenzial bei Wärme und Strom ergibt
(primärenergetisch bewertet) ca. 114 Terrawattstunden, die
jährlich für etwa 3,2 Milliarden Euro eingekauft werden
müssen
� Würde das Einsparpotenzial verwirklicht, gäbe es eine
CO2-Reduktion von ca. 25 Millionen Tonnen jährlich
� Für die nötigen Investitionen in Modernisierungs- und Sa-
nierungsmaßnahmen beläuft sich die geschätzte Gesamt-
summe auf 18 Milliarden Euro

die Zahlen entstammen der Studie „Efficiency of Public Buildings“ von
Prof. Dr.-Ing. Rainer Hirschberg/FH Aachen

Energiepass und Dienstleistungen zum Energiesparen standen im Mit-
telpunkt der ZVSHK-Gesprächsrunde (v. r.): Andreas Müller, Dieter Lack-
mann, Udo Wirges und SBZ-Korrespondent Thomas Dietrich

Die EU-Richtlinie Gesamtenergie-
effizienz von Gebäuden soll bewir-
ken, dass Heizenergie und Strom
eingespart wird. Wie das erreicht
werden kann, wertet man im Zen-
tralverband Sanitär Heizung Klima
und bei den politisch Verantwortli-
chen unterschiedlich. In einem Ge-
spräch auf der Messe Light + Buil-
ding haben wir Fakten und Posi-
tionen zusammengetragen.

Gebäudeenergiepass-Entwurf muss optimiert werden

Bund will Ein-
sparungen forcieren
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politischer Vorschriften für ein
Fachbetriebsmodell in der Ener-
gieberatung stark, das gleicher-
maßen für alle am Bau Beteilig-
ten gelten soll: „Die Zugangs-
voraussetzungen werden je
nach Gewerk anders gelagert
sein, doch letztlich soll heraus-
kommen, dass ein Wissens-
stand erreicht wird, der die Um-
setzung der Anforderungen 
unter Zuhilfenahme qualifizier-
ter Handwerker sicherstellt.“
Noch sind es nur Eckwerte, die
sich für Andreas Müller zum jet-
zigen Zeitpunkt abzeichnen:

� Der Gebäudeenergiepass
wird Bestandteil sein
� Neue Normen, die derzeit in
der Entwicklung sind, müssen
im Unternehmen präsent sein
und zur Anwendung gelangen
� Know-how für die Wartung
und energetische Inspektion
von Heizungs- und Klimaanla-
gen ist bei den Fachbetrieben
ohne Frage vorhanden, doch
was die energetische Bilanzie-
rung angeht, müssen die aktu-
ellen Kenntnisse noch vermittelt
werden
� Das Marketing (die Wissens-
vermittlung rund um die Ener-
gieeinsparung) wird für das
Kundengespräch wichtig sein,
um die Vorteile rüber zu brin-
gen. Erfahrungsgemäß verhält
sich ein Investor nicht ohne wei-
teres diesem Ordnungsrecht
entsprechend

� Nicht zuletzt gehört das Mo-
dernisierungsgeschäft dazu,
doch das ist für SHK-Betriebe
Tagesgeschäft.

Woher sollen dann die ganz-
heitlichen Empfehlungen zur
Modernisierung der Anlagen-
technik sowie der Gebäudehül-
le kommen?
Antwort: Von denjenigen Be-
trieben, die diese ganzheitlichen
Beratungsleistungen entspre-
chend der neuen Richtlinie Ge-
samtenergieeffizienz anbieten
wollen und die hierzu erforder-
liche Qualifikation nachweisen.

Zeit zum Handeln?

Da die Umsetzung der Anfor-
derungen aus der EU-Richtlinie
noch relativ unklar erscheint,
könnte derzeit die Empfehlung
für die Fachbetriebe lauten: Erst
einmal gar nichts tun, weil erst
Anfang 2006 Klarheit herrschen
wird. ZVSHK-Vorstandsmit-
glied Dieter Lackmann, bereits
vor 20 Jahren Gründer eines
SHK- und Elektro-Handwerks-
betriebes in Münster und im Fa-
cility Management aktiv, hält
dem entgegen: „Mit der Ent-
wicklung sollte man Schritt hal-
ten. Wenn es die Größe des ei-
genen SHK-Betriebes nicht er-
laubt, die Schwerpunkte Kälte/
Klima sowie Elektrotechnik zu
integrieren, sollte man die Zeit
nutzen und sich nach verläss-
lichen Kooperationspartnern
umsehen. Für die Beurteilung
von Gebäudehüllen halte ich
weniger den Architekten, als
den erfahrenen Bauunterneh-
mer für die bessere Wahl. Ziel
sollte es sein, den Kundener-
wartungen entsprechend ein
ganzheitliches Modernisie-
rungskonzept anbieten zu kön-
nen. Die Kunden kommen aber
nicht von selbst. Deshalb geht
es auch um Strategien und das
entsprechende Marketing.“

Energiepass ein Flop?

In der nationalen Umsetzung
der EU-Richtlinie Gesamtener-
gieeffizienz sieht der ZVSHK
auch Möglichkeiten für Misser-

folge (siehe Kasten „Feldtest
Energiepass“). Bei Gesprächen
mit den politisch Verantwort-
lichen hat man zum Ausdruck
gebracht, dass es kontrapro-
duktiv wäre, wenn – vor aller
Energieeinsparung – zunächst
das Fachhandwerk in Form von
Schulungs- und Qualifizie-
rungsmaßnahmen für die Aus-
stellung des Energiepasses fi-
nanziell strapaziert würden. Da
die Endverbraucher erfahrungs-
gemäß weniger auf das Ziel der

Energieeinsparung reagieren als
vielmehr auf das Thema Ko-
steneinsparung, wäre es nach
Ansicht des ZVSHK ein wir-
kungsvolles Signal, wenn man
nicht die ordnungsrechtliche
Keule schwingt, sondern dem
Heizungsanlagenbetreiber ein
interessantes Angebot unter-
breitet. 
Udo Wirges, ZV-Referent für
Technologietransfer, Energie-
und Umwelttechnik, erinnert an
die Abschreibungsmöglichkei-

Der Energiepass-Entwurf der
Dena stößt auf Widerstand: Bei
dieser Abstufung kämen viele
sanierte Gebäude nicht über ei-
nen Platz im Mittelfeld hinaus

Anfang 2004 hat die Deut-
sche Energie Agentur (Dena)
mit dem einjährigen Feld-
test Energiepass begonnen.
Für mittlere und große Ob-
jekte kann das Berech-
nungsverfahren für Gebäu-
dehülle und Anlagentechnik
sehr komplex sein, bei klei-
neren Objekten ist auch ein
vereinfachtes Verfahren
möglich.
Es muss davon ausgegan-
gen werden, dass bis zu ein-
einhalb Millionen Energie-
pässe pro Jahr auszustellen
sind, z. B. bei Wohnungs-
und Eigentümerwechsel
oder Verkauf einer Immobi-
lie. Der ZVSHK macht dazu
folgende Rechnung auf:

Wenn etwa ein Tagewerk
für jeweils 500 Euro zu ver-
anschlagen ist (bei Großob-
jekten bis zu drei Tagewer-
ke), dann entsteht für das
Ausstellen von Gebäudeen-
ergiepässen ein Investitions-
volumen von mindestens
500 Millionen, wahrschein-
lich von 750 Millionen Euro.
In dieser Höhe würde dann
in der Republik jährlich
Kaufkraft abgeschöpft – für
ein Stück Papier, nicht aber
für die eigentlich angestreb-
te Energieeinsparung!
Nach Ansicht des ZVSHK
bedarf es einer vereinfach-
ten und preisgünstigen Aus-
stellung eines Energiepas-
ses.

Feldtest Energiepass

Anzeige



ten beim § 82a der Einkom-
mensteuer-Durchführungsver-
ordnung: „Wir haben die Vor-
gänge exakt mit Zahlen des Fi-
nanzministeriums rekonstruiert
und dabei festgestellt, dass
beim Bürger dann Bereitwillig-
keit entsteht, wenn eine Beloh-
nung zu erwarten ist. Das Er-
folgsmuster war damals: Wenn
du zehn Mark investierst, be-
kommst du eine Mark ge-
schenkt. Was wir brauchen,
sind einfache Mechanismen, die
gut und nachvollziehbar funk-
tionieren. Als es um den Kata-
lysator im Auto ging, schien es
dem Umwelt- sowie dem Fi-
nanzminister durchaus legitim,
die Einführung durch Steuer-
vergünstigungen zu forcieren.
Warum dieses erfolgreiche
Denkmodell nicht für die Hei-
zungstechnik übernehmen?
Damals ist der Markt darauf
schnell angesprungen. Mit die-
sen Vorschlägen scheinen wir
uns aber bei den Ministerien in
der politischen Sackgasse zu be-
finden.“

Der Pass und seine
Auswirkungen

Die energetische Bewertung
von Gebäuden und die Ermitt-
lung von relevanten Daten für
einen Energiepass sind seit eini-
gen Monaten in einem Feldtest
angelaufen (siehe Kasten).
Längst werden dazu Fragen der
Akzeptanz diskutiert. Die Haus-
und Grundeigentümer zeigen
Bedenken, da womöglich viele
Gebäude Kategorien E oder F
und damit hintere Plätze ein-
nehmen könnten – mit ent-
sprechendem Marktwertverlust
versteht sich. Dem gegenüber
liegt es den Umweltschutz-Ver-
fechtern nahe, vehement die A-
Klasse für Gebäude zu fordern
mit Mietpreisen auf Niedrig-
Niveau.
Hinzu kommt die Frage der
rechtlichen Folgen: Welche
Tragweite hat es, wenn jemand
einen Energiepass ausstellt und
damit zu fremdem Eigentum
Beurteilungen in bedeuten-
dem finanziellen Rahmen ab-
gibt?

Der ZVSHK favorisiert eher eine
ergebnisorientierte Darstellung
statt einer willkürlich festgeleg-
ten Klassifizierung in A, B, C, 
D . . .
Zu bedenken ist, dass sich man-
che historische Fassade nicht
durch Modernisierungsmaß-
nahmen zu einem A-Klasse-
Standard verwandeln lässt. Hier
sind besondere Anforderungen
für bestimmte Gebäude-Typo-
logien vonnöten. 
Auch ist abzusehen, dass Ge-
bäude, die jetzt nach EnEV-Vor-
gaben entstehen, sich nach ge-
planter Tabelle gerade mal auf
der Grenze zwischen A und B
befinden würden. Mit der Kon-
sequenz, dass die Errungen-
schaft eines neuen Eigenheims
laut Energiepass nur noch als
gutes Mittelmaß eingestuft
wird. Noch extremer wird es im
Gebäudebestand. 
Dazu eine interessante Zahl der
Dena: Im Gebäudebestand gibt
es derzeit nur einen Anteil von
0,01 % an Objekten, die den
Forderungen eines Klasse A-
Standards genügen würden.
Dies hochgerechnet bedeutet,
dass auch in den nächsten Jahr-
zehnten Häuser dieser Güte-
klasse lediglich im einstelligen
Prozentbereich stagnieren –
mehr ist im Gebäudebestand in
Sachen energieeffiziente Mo-
dernisierung gemäß A-Klasse-
Standard nicht zu erwarten. 
Andreas Müller: „Entsprechend
dem derzeitigen Diskussions-
stand wird die überwiegende
Mehrzahl der Gebäude energe-
tisch sehr ungünstig eingestuft.
Nach bevorzugter Darstellung
im Energiepass würden sie ei-
nen schlechten roten Balken be-
kommen. Einem Investor, dem
persönlich nur eine begrenzte
Investitionssumme zur Verfü-
gung steht, würde die Darstel-
lung allerdings auch deutlich
machen, welche Modernisie-
rungsmaßnahme das günstigste
Kosten/Nutzen-Verhältnis auf-
weist.“ Beispielrechnungen, die
der ZVSHK zusammen mit
Branchenverbänden durchge-
führt hat, zeigen, dass bereits
der Austausch eines alten Wär-
meerzeugers zu einer vergleich-

bar großen Energieeinsparung
führt, wie die umfangreiche zu-
sätzliche Wärmedämmung der
Gebäudehülle. Die Argumenta-
tionshilfen können unter www.
wasserwaermeluft.de herunter-
geladen werden.

Energiesparen als
Dienstleistung

Wie zu Beginn angedeutet, gibt
es beim europaweiten Energie-
sparen eine zweite Entwicklung,
die sowohl Chancen als auch
große Probleme für das Fach-
handwerk bewirken kann. Eine
weitere EU-Richtlinie liegt in
Grundzügen auf dem Tisch, die
sich mit der Erbringung von Ener-
giedienstleistungen auseinander-
setzt. Vereinfacht dargestellt soll
es in folgende Richtung gehen:
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Für ein Energie-Contracting im
Bestand soll nicht die Gebäu-
dehülle im Fokus stehen, son-
dern die Modernisierung alter
Heizungsanlagen. Ebenso sollen
Stromfresser aufgespürt und
Beleuchtungsanlagen optimiert
werden. Erstmalig werden hier-
bei auch die Bundesliegen-
schaften, also alle öffentlichen
Gebäude mit einbezogen sein.
Prof. Rainer Hirschberg sum-
mierte auf der Light + Building
eine entsprechende Größenord-
nung zu einer Liste:
� 3650 Krankenhäuser 
� 18 600 Schulen
� 11 500 Hotels 
� 92 000 Restaurants und Gast-

stätten
� 100 Fachhochschulen
� 80 Universitäten plus Liegen-

schaften 
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Nach einem halben Jahr
Vorbereitungszeit mit Leit-
fäden und Checklisten hat
die Dena im April 2004 ein
erstes Projekt zur Ausschrei-
bung gebracht. Zuvor hatte
man bei 100 Liegenschaften
des Bundes eine Grob-Ana-
lyse erstellt, davon wieder-
um sind 50 Liegenschaften
für eine Fein-Analyse aus-
gewählt worden, für die
nach und nach eine Aus-
schreibung erfolgen soll. 
Die neutralen Checklisten
für die Bereiche SHK und
Elektrotechnik sowie die
vertraglichen Ausarbeitun-
gen sind nach Beurteilung
des ZVSHK für die Hand-
werksunternehmen wert-
voll, ob sie sich nun an dem
Pilotprojekt beteiligen wol-
len oder nicht. Näheres zur
Thematik findet man unter
www.zukunft-haus.info,
dann die Stichworte „Pro-
jekte“ sowie „Contracting“
wählen. Im Download-Be-
reich stehen sowohl die Bro-
schüre als auch der um-
fangreiche Dena-Leitfaden

zur Verfügung. Auch bietet
der beim ZVSHK bestellbare
Leitfaden „Energie-Con-
tracting – Wärmelieferung
durch das SHK-Handwerk“
wichtige Hilfestellungen.
Parallel zu diesem deutschen
Pilotprojekt wird sich der
EU-Ministerrat im Juni 2004
mit der Energiedienstleis-
tungs-Richtlinie im europäi-
schen Rahmen auseinander-
setzen. 
Grundsätzlich zu klären sind
in Brüssel zumindest folgen-
de Punkte: 
� Bleibt es dabei, dass die öf-
fentlichen Liegenschaften
einbezogen werden?
� Wie soll die Energie-Statis-
tik geführt werden? Schließ-
lich muss dokumentiert wer-
den, was im einzelnen un-
ternommen wurde
� Wird es einen Fond ge-
ben? 
� Wird man die Energiever-
sorger bevorzugen?
� Wie soll nach der Verga-
beverordnung für Dienstlei-
stungen (VOL) ausgeschrie-
ben werden?

Energiedienstleistung in Bundesliegenschaften
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� 370 000 Groß- und  Einzel-
handelshäuser

� 23 000 000 Wohngebäude.

Während der Energieverbrauch
bei den zivilen Gebäuden ins-
gesamt um 1 % pro Jahr redu-
ziert werden soll, will die öf-
fentliche Hand mit insgesamt
1,5 % Einsparung bei seinen
Liegenschaften Vorbild-Cha-
rakter zeigen. Natürlich nicht
ohne Eigennutz, denn derzeit
müssen für die öffentlichen Ob-
jekte jährlich ca. 600 Millionen
Euro im Bundeshaushalt für
Heiz- und Stromkosten aufge-
wendet werden.
Zur Modernisierung soll Privat-
kapital mobilisiert werden, denn
die Kassen sind überall leer. Of-
fenbar frühzeitig in Kenntnis
gesetzt, hat das Wirtschaftsmi-
nisterium die Dena beauftragt,
das Pilotprojekt „Energie-Con-
tracting in Bundesliegenschaf-
ten“ zu inszenieren (siehe Ka-
sten). 
Wenn die Pilotphase erfolgreich
abgeschlossen ist, darf man er-
warten, dass der Bundeswirt-
schaftsminister das erarbeitete
Contracting-Modell an die Län-
der und Kommunen weiter-
reicht mit der Empfehlung, Rat-
häuser, Schulen und Kindergär-
ten ebenso zu sanieren wie
dann bereits auf Bundesebene
verfahren wird.

Verordnete Energie-
dienstleistung

Das Wirtschaftsministerium hat
Mitte März 2004 mit insgesamt
50 Verbänden in Berlin über
den Entwurf einer EU-Richtlinie
für Energiedienstleistungen ge-
sprochen, weil man für das an-
stehende Gespräch im Brüsse-
ler Ministerrat im Juni Argu-
mente geliefert haben wollte.
Zwar haben sich alle anwesen-
den Verbände für Energie-
dienstleistungen als eine weite-
re Maßnahme zur Steigerung
der Energieeffizienz ausgespro-
chen, doch diesen Entwurf ab-
gelehnt. Aus Sicht des ZVSHK
sind wichtige Details nicht ge-
klärt bzw. beinhalten Spreng-
stoff. Kein Problem sieht man

darin, das entsprechende tech-
nische Know-how bereit zu
stellen bzw. Kooperationen auf
gleicher Augenhöhe zu bilden.
Doch woher soll das Kapital
kommen? Hier könnte man
über einen Bundesfond nach-
denken – das sieht die Richt-
linie vom Grundsatz her vor.
Und es könnte ein Bürg-
schaftssystem für Verträge ge-
ben: Wenn ein Vertragspartner
die Laufzeit wirtschaftlich nicht
überleben sollte, wären die
Verträge abgesichert, um kei-
nen Schaden für einen Partner
entstehen zu lassen.

Problem EVU

Als großes Problem im Entwurf
wird angesehen, dass diese
Dienstleistungen bevorzugt
bzw. verpflichtend von den
Energieversorgern angeboten
werden sollen. Zwar wird eine
Öffnung für kleine und mittel-
ständische Unternehmen gebo-
ten, doch sieht das Ganze für
den ZVSHK mehr nach Plan- als
nach Marktwirtschaft aus. In
anderen europäischen Ländern
gibt es noch vielfach eine staat-
lich dirigierte Energieversor-
gung, so dass es dort ein Leich-
tes sein mag, Energiedienstlei-
stungen ins Portfolio mit aufzu-
nehmen. In Deutschland würde
dies hingegen das freie Unter-
nehmertum torpedieren. Der
ZVSHK will sich stattdessen

dafür stark machen, dass be-
stehende Markthemmnisse be-
seitigt werden – nicht zugun-
sten der Energieversorger bzw.
Großfirmen, die das Kapital ha-
ben, sondern zu Gunsten derer,
die die Kunden vor Ort haben. 
Mit der Vergleichbarkeit der 
angebotenen Energie-Dienst-
leistungen wird es ohnehin
schwierig. In den einzelnen For-
meln für die Berechnung des
Wärmepreises verbergen sich
viele Stellschrauben, so werden
schnell Äpfel mit Birnen ver-
glichen. Versorger hätten die
Möglichkeit, ihre angebotenen
Energiedienstleistungen quer zu
subventionieren. So könnten
die EVUs sich selber Energie 
billiger anbieten, als sie dies ei-
nem Dritten tun würden. Diese
Möglichkeit der Wettbewerbs-
verzerrung sieht der ZVSHK oh-
nehin als Schwachpunkt bei die-
sem Richtlinien-Entwurf, den
man bei der weiteren Gestal-
tung unbedingt ausgeräumt se-
hen will. Aber bis 2006 ist ja
noch genügend Zeit konstruk-
tive Lobbyarbeit zu betreiben
und die Schwachstellen auszu-
merzen. SHK-Betriebe sind al-
lerdings gut beraten, die Wei-
chen in Richtung Energiedienst-
leistungen zu stellen und die
hierzu notwendigen Koopera-
tionen frühzeitig zu bilden. Der
ZVSHK bietet hierfür bereits seit
Jahren den Leitfaden „Energie-
Contracting“ an. TD

Über ein Energie-Contracting für
Bundesliegenschaften sind wich-
tige Rahmenbedingungen in ei-
nem Leitfaden zusammengefasst

Anzeige

 Kurz notiert 

Verlängerungen mit
DVGW-Zulassung
In der Vergangenheit sind ei-
nige Schäden bekannt ge-
worden, weil verwendete
Werkstoffe von (Hahn-) Ver-
längerungen durch Span-
nungsrisskorrosion versag-
ten. Erstellt wurde daraufhin
das Arbeitsblatt GW 393
„Verlängerungen (Rohrver-
bindung) aus Kupferwerk-
stoffen für Gas- und Trink-
wasser-Installationen; Anfor-
derungen und Prüfungen“
(Ausgabedatum Dezember
2003). Auf dieser Grundlage
können Hersteller den Nach-
weis führen, dass ihre Ver-
längerungen für Gas- und
Trinkwasser-Installationen ver-
wendet werden können.
Dem Arbeitsblatt entspre-
chend müssen die Verlänge-
rungen konische R-Außen-
gewinde und zylindrische In-
nengewinde Rp aufweisen.
Zu den Kupferwerkstoffen ge-
hören Rotguss und bestimm-
te Messingwerkstoffe, die
spezielle Anforderungen und
Prüfungen bestehen müssen,
sodass sich das Risiko einer
Spannungsrisskorrosion deut-
lich vermindert. ✷




